
Beschluss 
 
 
der Bundesmitgliederversammlung der Bundesvereinigung Liberale Frauen e.V.  
am 13./14.11.2004 in Magdeburg 
 
 
 
 
Lebenspartnerschaftsrecht 
 
 
Die Bundesvereinigung der Liberalen Frauen fordert die FDP-mitregierten 
Länder auf, im Bundesrat für den Gesetzentwurf zur Überarbeitung des 
Lebenspartnerschaftsrechts zu stimmen. 
 
Begründung: 
Der vorstehend genannte Gesetzentwurf sieht weitgehende Angleichungen des 
Rechts der Lebenspartnerschaft an das Recht der Ehe vor, insbesondere 

• Übernahme des ehelichen Güterrechts 
• Weitgehende Angleichung des Unterhaltsrechts 
• Weitgehende Angleichung der Aufhebungsgründe an die 

Scheidungsvoraussetzungen 
• Zulassung der Stiefkindadoption 
• Einführung des Versorgungsausgleichs 
• Einbeziehung der Lebenspartner in die Hinterbliebenenversorgung 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat den Weg freigemacht für die weitgehende 
Gleichstellung der Lebenspartnerschaft im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes mit der Ehe.  Danach besteht kein Grund mehr, 
die gesellschaftliche Realität zu verleugnen und die nach bisheriger 
Rechtslage in einem unausgeglichenen Verhältnis stehenden Rechte und 
Pflichten der eingetragenen Lebenspartner aufrechtzuerhalten. 
 
 
 
 


